
 

Kollektivvertrag - Bauhilfsgewerbe; Anhang III  24

ANHANG III 
 
 

KOLLEKTIVVERTRAG 
vom 11. Mai 1988 

 
abgeschlossen zwischen den Bundesinnungen der 
Steinmetzmeister, 
Dachdecker und Pflasterer, 
Hafner, 
Glaser, 
Maler, Anstreicher und Lackierer, 
Bauhilfsgewerbe, 
Zimmermeister, 
einerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft der Bau- und 
Holzarbeiter, andererseits. 
 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
1. R ä u m l i c h: Für das Gebiet der Republik Österreich. 
2. F a c h l i c h: Auf alle Betriebe, deren Inhaber Mitglieder der o.a. Bundesin-

nungen sind, mit Ausnahme der Betriebe und selbständigen Be-
triebsabteilungen 

  a) des keramischen Gewerbes, sofern sie sich ausschließlich mit 
 der Erzeugung keramischer Gegenstände befassen (Österreich), 

  b) der Gablonzerwaren-Erzeuger sowie der Glasbläser und 
 Glasinstrumentenerzeuger (Österreich), 

  c) der Asphaltierer und Schwarzdecker (Wien). 
  d) Im Bereich der Berufsgruppen der Brunnenmacher und Tief-

 bohrbetriebe gilt § 2 Abschnitte A bis C nur für das 
 Bundesland Niederösterreich. 

3. P e r s ö n l i c h: Für alle Arbeitnehmer einschließlich der Lehrlinge, mit Ausnah-
me der Angestellten im Sinne des Angestelltengesetzes und der 
kaufmännischen Lehrlinge. 

 
 

§ 2 Abfertigung 
 

Abschnitt A 
 
Für alle Bundesinnungen und Berufsgruppen, deren Mitglieder dem Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, Sachbereich Abfertigung, unterliegen, richten sich 
der Anspruch und das Ausmaß der Abfertigung nach den Bestimmungen des Bau-
arbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes (BUAG) 1987 in der jeweils geltenden 
Fassung. 
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Aufgrund des § 13 d) Abs. 4 des BUAG wird als Grundlage für die Berechnung des 
anteiligen Weihnachtsgeldes, das zum Monatsentgelt zugeschlagen wird, folgende 
Formel festgelegt: 
 
kollektivvertraglicher Stundenlohn x 1,34 x 3,5 x 52,18    = anteiliges Weihnachtsgeld. 
 12 
 
 
Dieses anteilige Weihnachtsgeld ist dem jeweiligen Monatsentgelt so oft zuzuschlagen, 
als ein Abfertigungsanspruch im Ausmaß an Monatsentgelten gebührt. 
 
Bei Teilzeitarbeit ist das nach vorstehender Formel berechnete anteilige Weihnachts-
geld entsprechend der vereinbarten Arbeitszeit zu aliquotieren. 
 
 

Abschnitt B 
 
Für die Bundesinnungen und Berufsgruppen, deren Mitglieder dem Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, Sachbereich Abfertigung, nicht unterliegen, gilt 
folgende Regelung: 
 
Der Anspruch auf Abfertigung richtet sich nach den Bestimmungen des Arbeiter-
Abfertigungsgesetzes 1979 mit folgenden Ergänzungen: 
 
Für die Bemessung der Dauer des ununterbrochenen Arbeitsverhältnisses sind Dienst-
zeiten beim selben Arbeitgeber, die keine längere Unterbrechung als 90 Tage, ab  
1. April 1981 jeweils 120 Tage, aufweisen, zusammenzurechnen, soferne die Wieder-
einstellung innerhalb von 90 bzw. 120 Tagen zu den ursprünglichen Lohnbedingungen 
schriftlich zugesichert wurde oder wird. Die vorerwähnte schriftliche Zusicherung ist 
bei anrechenbaren Dienstzeiten unter drei Jahren nicht erforderlich. 
 
Die Anrechnung gilt nicht für Fälle, in denen das vor der letzten Unterbrechung lie-
gende Dienstverhältnis durch eine verschuldete Entlassung im Sinne des § 82 GewO, 
durch vorzeitigen Austritt ohne wichtigen Grund, durch Kündigung seitens des Arbeit-
nehmers sowie durch einvernehmliche Auflösung unter Verzicht auf den Abfertigungs-
anspruch geendet hat. Eine Anrechnung der Vordienstzeiten findet nicht statt, wenn bei 
der letzten Unterbrechung eine Abfertigung bezahlt wurde. 
 
 

Abschnitt C 
 
Bei Arbeitnehmern in Mischbetrieben, die abwechselnd zu Beschäftigungen herange-
zogen werden, die unter die Regelungen des Abschnittes A und des Abschnittes B fal-
len, werden - unbeschadet der Häufigkeit des Wechsels und der Dauer der jeweiligen 
Tätigkeiten - für den Erwerb und die Berechnung eines Abfertigungsanspruches gemäß 
Abschnitt B die Dienstzeiten nach Abschnitt A und Abschnitt B zusammengerechnet. 
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Bei Geltendmachung des Abfertigungsanspruches beim Arbeitgeber gemäß erstem Ab-
satz gebührt dem Arbeitnehmer von der unter Berücksichtigung der Gesamtdauer des 
Arbeitsverhältnisses zustehenden Abfertigung der Anteil, der dem Verhältnis der 
Dienstzeiten gemäß Abschnitt B zu den Gesamtdienstzeiten gemäß Abschnitt A und B 
entspricht. 
 
Wurde ein Abfertigungsanspruch gemäß erstem Absatz erworben und wird das Ar-
beitsverhältnis nicht innerhalb von 120 Tagen nach der letzten Beendigung beim sel-
ben Arbeitgeber fortgesetzt bzw. erfolgt keine Anrechnung auf den Höheranspruch, ist 
die Abfertigung, soweit sie den Betrag des dreifachen Monatsentgeltes nicht 
übersteigt, fällig. Der Rest kann vom Zeitpunkt der Fälligkeit an in monatlichen, im 
voraus zahlbaren Teilbeträgen abgestattet werden. Die Zahlungsmodalitäten des § 23 a 
Angestelltengesetz bleiben unberührt. Die Verfallfrist beginnt erst ab Fälligkeit zu 
laufen. 
 
 

§ 3 Außerkrafttreten von Vorschriften, 
Übergangsbestimmungen 

 
I. Mit Inkrafttreten des § 2 Abschnitte B und C dieses Kollektivvertrages treten außer 

Kraft: 
 
 1. Die die Abfertigung regelnden Bestimmungen der einzelnen Rahmenkollektiv-

verträge vom 30. 3. 1983, abgeschlossen zwischen den Bundesinnungen der Stein-
metzmeister, Dachdecker und Pflasterer, Hafner, Glaser, Maler, Anstreicher und 
Lackierer, Bauhilfsgewerbe, Zimmermeister, einerseits und dem Österreichischen 
Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter, andererseits. 

 
 2. Die Kollektivverträge über die Abfertigung vom 30. 3. 1983, wirksam ab 1. 4. 

1983, abgeschlossen zwischen den Bundesinnungen der Steinmetzmeister, Dach-
decker und Pflasterer, Hafner, Glaser, Maler, Anstreicher und Lackierer, Bauhilfs-
gewerbe, Zimmermeister, einerseits und dem Österreichischen Gewerkschafts-
bund, Gewerkschaft der Bau- und Holzarbeiter, andererseits. 

 
 3. Der § 2 Abschnitte B und C des Kollektivvertrages vom 21. 4. 1983, abge-

schlossen zwischen den Bundesinnungen der Steinmetzmeister, Dachdecker und 
Pflasterer, Hafner, Glaser, Maler, Anstreicher und Lackierer, Bauhilfsgewerbe, 
Zimmermeister, einerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerk-
schaft der Bau- und Holzarbeiter, andererseits. 

 
II. Der § 2 Abschnitt A des Kollektivvertrages vom 21. 4. 1983, abgeschlossen zwi-

schen den Bundesinnungen der Steinmetzmeister, Dachdecker und Pflasterer, Haf-
ner, Glaser, Maler, Anstreicher und Lackierer, Bauhilfsgewerbe, Zimmermeister, 
einerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft der Bau- 
und Holzarbeiter, andererseits, tritt für Betriebsarten, die der Verordnung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 10. 2.1988, BGBl. Nr. 114/88, 
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unterliegen, mit  Ablauf des 24. 6. 1988 und für Betriebsarten, die der Verordnung 
des Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 15. 4.1988, BGBl. Nr. 221/88, 
unterliegen, mit Ablauf des 2. 9. 1988 außer Kraft (das sind jeweils 120 Tage ab 
Kundmachung der Verordnung). 

 
III. Für Betriebsarten, die den Verordnungen des Bundesministers für Arbeit und So-

ziales vom 10. 2. 1988, BGBl. Nr. 114/88, bzw. vom 15. 4.1988, BGBl. Nr. 221/ 
88, unterliegen, werden ab der Kundmachung der jeweiligen Verordnung entste-
hende Abfertigungsansprüche ausschließlich nach den Bestimmungen des BUAG 
1987 behandelt. 

 
 Vor der Kundmachung der jeweiligen Verordnungen ab dem 1. 10. 1987 entstan-

dene Abfertigungsansprüche werden ausschließlich nach den Bestimmungen des 
BUAG 1987 behandelt, wenn sowohl nach den Bestimmungen des Kollektivver-
trages vom 21. 4. 1983 als auch nach den Bestimmungen des BUAG 1987 ein An-
spruch besteht. Die Bestimmungen des Kollektivvertrages vom 21. 4. 1983 kom-
men somit nur dann zur Anwendung, wenn kein Anspruch nach dem BUAG 1987 
besteht. 

 
 Bestehende Einzelvereinbarungen, Arbeitsordnungen oder Betriebsvereinbarungen 

bleiben insofern aufrecht, als sie bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses zu ei-
ner höheren Abfertigung führen als gemäß BUAG. Die Differenz ist von diesem 
Arbeitgeber bei einer anspruchsbegründenden Beendigung dieses Arbeitsverhält-
nisses an den Arbeitnehmer zu bezahlen. 

 
 

§ 4 Wirksamkeitsbeginn 
 
I. § 2 Abschnitt A dieses Kollektivvertrages tritt für Betriebsarten, die der Verord-

nung des Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 10. 2. 1988, BGBl. Nr. 
114/88, unterliegen, mit Kundmachung dieser Verordnung, d.i. der 26. 2. 1988, 
und für Betriebsarten, die der Verordnung des Bundesministers für Arbeit und 
Soziales vom 15. 4. 1988, BGBl. Nr. 221/88, mit Kundmachung dieser Verord-
nung, d. i. der 6. 5. 1988, in Kraft. 

 
II. § 2 Abschnitt B dieses Kollektivvertrages tritt am 1.5.1988 in Kraft. 
 
III. Für Betriebe, die sowohl § 2 Abschnitt A als auch § 2 Abschnitt B dieses Kollek-

tivvertrages unterliegen (das sind Mischbetriebe gemäß § 2 Abschnitt C) treten § 2 
Abschnitte A, B und C für Betriebsarten, die der Verordnung des Bundesministers 
für Arbeit und Soziales vom 10. 2. 1988, BGBl. Nr. 114/88, unterliegen, mit 
Kundmachung dieser Verordnung, d.i. der 26. 2. 1988, und für Betriebsarten, die 
der Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 15. 4. 1988, 
BGBl. Nr. 221/88, unterliegen, mit Kundmachung dieser Verordnung, d.i. der 
6. 5. 1988, in Kraft.  


